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Zusammenfassung:

Im Rahmen der Benehmensherstellung gemaB § 23 Abs. 2 Landschaftsverbandsordnung
(LVerbO) in Verbindung mit § 55 Kreisordnung NRW (KrO NRW) haben die
Mitgliedskorperschaften des LVR das Recht, zur Hohe der Landschaftsumlage Stellung zu
nehmen.

In analoger Anwendung des § 55 Abs. 2 KrO NRW sind die im Rahmen der
Benehmensherstellung eingegangenen Stellungnahmen der Mitgliedskérperschaften als
Einwendungen zu werten und der Landschaftsversammlung zusammen mit der Zuleitung
des Entwurfs der Haushaltssatzung und deren Anlagen zu Kenntnis zu geben.

Im Rahmen ihrer Beteiligungsrechte Gbersandten zehn Mitgliedskérperschaften
Stellungnahmen zur Héhe der Landschaftsumlage flir die Haushaltsjahre 2015 / 2016.
Daneben liegt eine gemeinschaftliche Stellungnahme von neun kreisfreien Stadten vor.
Die Stellungnahmen sind als Anlagen 1 bis 11 beigeflgt.




Begriindung der Vorlage Nr. 14/142:

1. Ausgangslage

Die Aufstellung des Entwurfs der Haushaltssatzung fir die Jahre 2015 / 2016 erfolgt nach
den Regelungen des Umlagengenehmigungsgesetzes. Danach wird vor der Aufstellung
des Entwurfs der Haushaltssatzung ein Benehmensverfahren mit den
Mitgliedskorperschaften zur Festsetzung der Landschaftsumlage durchgefiihrt.

Das Verfahren ist sechs Wochen vor der Aufstellung des Entwurfs der Haushaltssatzung
einzuleiten. Gegenstand der Benehmensherstellung ist dabei ausschlieBlich die
Bestimmung des Umlagesatzes der Landschaftsumlage und nicht die Haushaltsplanung
insgesamt.

Die Benehmensherstellung zur Festsetzung der Landschaftsumlage wurde am
24. September 2014 mit der Versendung der wesentlichen Daten zum Entwurf des
Doppelhaushaltes 2015 / 2016 eingeleitet.

Im Rahmen ihrer Beteiligungsrechte haben in der Zeit vom 13. Oktober 2014 bis zum
30. Oktober 2014 folgende Mitgliedskdrperschaften

+ Kreis Kleve,

* Kreis Mettmann,

* Kreis Wesel,

e Oberbergischer Kreis,
¢ Rhein-Erft-Kreis,
 Rhein-Kreis-Neuss,

* Rhein-Sieg-Kreis,

e StadteRegion Aachen,
e Stadt Bonn und

e Stadt Krefeld

Stellungnahmen zum Entwurf der Haushaltssatzung 2015 / 2016 abgegeben. Daneben
hat die Stadt Mllheim an der Ruhr am 22. Oktober 2014 eine gemeinschaftliche
Stellungnahme abgegeben, stellvertretend fir die Stadte:

e Duisburg,

 Essen,

* Leverkusen,

e Monchengladbach,

e Milheim an der Ruhr,
 Oberhausen,

« Remscheid,

e Solingen und

e Wuppertal.

Diese wird im weiteren Text ,gemeinschaftliche Einwendung" genannt. Die Stellung-
nahmen sind als Anlagen 1 bis 11 beigefigt.

2. Zulassigkeit der Einwendungen

Die Beteiligungsrechte der Mitgliedskdrperschaften zur Festsetzung des Umlagesatzes
ergeben sich aus § 23 Abs. 2 Landschaftsverbandsordnung (LVerbO) in Verbindung mit
§ 55 Kreisordnung NRW (KrO NRW):



§ 55 KrO NRW hat folgenden Wortlaut:

Beteiligungsrechte der kreisangehdrigen Gemeinden

(1) Die Festsetzung der Kreisumlage erfolgt im Benehmen mit den kreisangehdrigen
Gemeinden. Das Benehmen ist sechs Wochen vor Aufstellung des Entwurfes der
Haushaltssatzung einzuleiten.

(2) Stellungnahmen der kreisangehérigen Gemeinden im Rahmen der Benehmensher-
stellung werden dem Kreistag mit der Zuleitung des Entwurfes der Haushaltssatzung mit
ihren Anlagen zur Kenntnis gegeben. Den Gemeinden ist auf Wunsch Gelegenheit zur
Anhérung zu geben. Uber Einwendungen der Gemeinden beschlieBt der Kreistag in
offentlicher Sitzung. Der Kreis teilt ihnen das Beratungsergebnis und dessen Begriindung
mit."

In analoger Anwendung des § 55 Abs. 2 sind die im Rahmen der Benehmensherstellung
eingegangenen Stellungnahmen der Mitgliedskérperschaften als Einwendungen im Sinne
des § 55 Abs. 2 KrO NRW zu werten und der Landschaftsversammlung zusammen mit
der Zuleitung des Entwurfs der Haushaltssatzung und deren Anlagen zur Kenntnis zu
geben.

Gegen die Zuldssigkeit der Einwendungen gem. § 55 KrO NRW bestehen keine
Bedenken.

3. Inhaltliche Wiirdigung der Einwendungen

3.1 Verfahren zur Benehmensherstellung

Im Rahmen der Stellungnahmen wurde von mehreren Mitgliedskdrperschaften gegen das
eigentliche Verfahren zur Einleitung der Benehmensherstellung ausgefiihrt. Danach
wurde der mit Schreiben vom 24. September 2014 (ibermittelte Uberblick Giber die
Grundlagen der Haushaltsplanung flr nicht ausreichend erachtet.

Die Verwaltung berichtet wie folgt:

Das Verfahren zur Benehmensherstellung bezieht sich auf die Zeit vor der Erstellung des
Entwurfs der Haushaltssatzung und ist gesetzlich sechs Wochen vor der Einbringung der
Haushaltssatzung einzuleiten. Die bermittelten Unterlagen kénnen insoweit nur einen
ersten Uberblick iber die Haushaltsplanungen der Jahre 2015 / 2016 geben und einen
Entwicklungstrend der wesentlichen Planungsparameter enthalten.

Gegenstand der Benehmensherstellung ist ausschlieBlich die Festsetzung des Umlage-
satzes und nicht die Haushaltsplanung im Detail. Neuere Erkenntnisse zu den wesent-
lichen Ertrags- und Aufwandspositionen kdnnen zum Zeitpunkt der Einleitung des
Benehmensverfahren nicht ausgeschlossen werden, so dass Anderungen, die
Auswirkungen auf die Héhe der Landschaftsumlage haben, im weiteren Planungsverlauf
beriicksichtigt werden missen.

3.2 Hohe des Umlagesatzes der Landschaftsumlage im Entwurf der
Haushaltssatzung 2015 / 2016 unter Beriicksichtigung der 2.
Modellrechnung zum Gemeindefinanzierungsgesetz (GFG) 2015.

Die Stellungnahmen zum Entwurf der Haushaltssatzung 2015 / 2016 richten sich mehr-
heitlich gegen den vorgesehenen Umlagesatz von 16,7 Prozentpunkten fiir 2015 bzw.
16,75 Prozentpunkten fiir 2016 und gehen mit der Forderung einher, die zusatzliche
Entlastung durch die 2. Modellrechnung zum GFG umlagesenkend einzusetzen, wobei die
Vorschlage zur Héhe des Umlagesatzes variieren.



Die Verwaltung berichtet wie folgt:

Zum Zeitpunkt der Einleitung der Benehmensherstellung basierte die Umlageberechnung
auf dem Entwurf des GFG 2015, auf der 1. Modellrechnung zum GFG 2015 sowie einer
eigenen Einschatzung und Risikobewertung.

Im Entwurf der Haushaltssatzung waren fir die Planung des Finanzbedarfes folgende
Umlagesatze vorgesehen:

- flr das Jahr 2015: 16,70 Prozentpunkte und
- flr das Jahr 2016: 16,75 Prozentpunkte.

Die 1. Modellrechnung zum GFG 2015 wurde am 27. August 2014 mit dem regierungs-
amtlichen Hinweis veroéffentlicht, dass Grundlage der ermittelten Zuweisungsbetrage die
Steuerschatzung aus Mai 2014 sei. Aufgrund der Entwicklung der Steuereinnahmen der
letzten Monate war zum damaligen Zeitpunkt davon auszugehen, dass nach Vorliegen
der Ist-Ergebnisse die zur Verfligung stehende Finanzausgleichsmasse geringer ausfallen
wirde, als noch im Gesetzesentwurf und zur 1. Modellrechnung zugrunde gelegt worden
war. Dieser Einschdtzung, die zum damaligen Zeitpunkt auch von den kommunalen
Spitzenverbanden geteilt wurde, folgend hat der LVR bei der Planung der Ertrage aus
allgemeinen Deckungsmitteln zundchst keine Steigerung der Finanzausgleichsmasse im
Referenzzeitraum bericksichtigt.

Durch die vom Ministerium fiir Inneres und Kommunales (MIK) am 16. Oktober 2014
veroffentlichte 2. Modellrechnung erhdhen sich die Umlagegrundlagen sowie die eigenen
Schlisselzuweisungen, da sich die verteilbare Finanzausgleichsmasse gegeniber dem
Vorjahr um 2,16 % erhdhen wird. Die Einschatzung des LVR hinsichtlich der Entwicklung
der Steuereinnahmen hat sich bestétigt. Die wesentlichen Verbesserungen bei den
Umlagegrundlagen resultieren ausschlieBlich aus den Mehreinnahmen in einer GréBen-
ordnung von rund 800 Mio. Euro, die dem Land NRW aus dem Landerfinanzausgleich
zuflieBen.

Die von den einwendenden Mitgliedskdrperschaften eingebrachten Aspekte zur Berlick-
sichtigung der 2. Modellrechnung hat die Verwaltung umgesetzt und die Planung der
allgemeinen Deckungsmittel im Vorfeld zur Erstellung des Entwurfs der Haushaltssatzung
2015 / 2016 angepasst.

Die Koalitionsvereinbarung der Fraktionen von CDU und SPD fir die 14. Wahlperiode der
Landschaftsversammlung Rheinland vom 19. September 2014 sieht ausdricklich vor,
dass die Haushalte des Landschaftsverbandes Rheinland in Planung und Vollzug aus-
geglichen sein sollen. Insofern tragen die nach der 2. Modellrechnung verbesserten
Umlagegrundlagen dazu bei, dieses Ziel fir die Haushaltsjahre 2015 und 2016 zu
erreichen, allerdings gelingt der Ausgleich in der Planung nur unter Beibehaltung der mit
Einleitung der Benehmensherstellung bekanntgegebenen Umlagesatze.

3.3 Aufwendungen fiir Integrationshilfen Soziales und Jugendhilfe

3.3.1 Integrationshilfen im Rahmen der Eingliederungshilfe

Die einwendenden Mitgliedskdrperschaften richten sich teilweise gegen die im Haushalt
2015 / 2016 bericksichtigten Aufwendungen flir Kostenerstattungsantrage der Mitglieds-

kérperschaften fur Integrationshelferinnen und —helfer und flr Falle, fir die der LVR als
zweit-angegangener Trager gemaB § 14 SGB IX Antrage weitergeleitet bekommt.



Die Verwaltung erlautert hierzu:

Zurzeit gibt es einen Dissens zwischen einzelnen Mitgliedskorperschaften und dem LVR
als Uberortlichem Sozialhilfetrdger in Bezug auf die sachliche Zustandigkeit fir
Integrationshelferinnen und -helfer im Rahmen der Eingliederungshilfe. Dies hat auch
dazu gefiihrt, dass Antrége zur Ubernahme dieser Kosten an den LVR als
zweitangegangener Trager nach § 14 SGB IX weitergeleitet worden sind.

Zu diesem Sachverhalt hat die Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbande in
Nordrhein-Westfalen (Stadtetag, Landkreistag und Stadte- und Gemeindebund Nord-
rhein-Westfalen) in einem gemeinsamen Rundschreiben vom 13. Juni 2014 ausfihrlich
Stellung genommen. In dieser Stellungnahme vertreten die kommunalen Spitzenver-
bande die Auffassung, dass ,die von einzelnen kreisfreien Stadten vertretene
Argumentation, mit der eine sachliche Zusténdigkeit des LVR fir die in Rede stehenden
Integrationshelferfélle begriindet wird, mit der Rechtslage in NRW nicht in Einklang zu
bringen sei". In dem Rundschreiben werden die rechtlichen Griinde der Auffassung dar-
gelegt und die Kommunen gebeten, das in Gang gesetzte Verfahren zu iberdenken und
nicht weiterzuverfolgen.

Auch das Ministerium fiur Arbeit, Integration und Soziales des Landes Nordrhein-
Westfalen (MAIS) hat in seinem Erlass vom 21. Juli 2014 ebenfalls zur sachlichen
Zustandigkeit fur die im Rahmen der Eingliederungshilfe zu finanzierenden Integrations-
hilfen flr Kinder mit Behinderung Stellung genommen. Das MAIS hat ,,im Hinblick auf die
Zustandigkeit des Uberortlichen Tragers der Sozialhilfe festgehalten, dass nordrhein-
westfalische Schulen grundsatzlich keine teilstationdren Einrichtungen im Sinne des SGB
XII seien.™

Unabhangig von der fiir den LVR eindeutigen Rechtslage muss jedoch sowohl fiir die
Falle, in denen der LVR als zweitangegangener Sozialhilfetréager gemaB § 14 SGB IX zur
Leistung verpflichtet ist, als auch fir die vorliegenden und weiter zu erwartenden Antrage
auf Kostenerstattung, in denen es unter Umstanden zu einem Streitverfahren kommen
wird, Vorsorge im Rahmen des Jahresabschlusses 2014 fiir die Vorjahre sowie im
Rahmen der Haushaltsplanung flr kiinftig entstehende Forderungen nach vorsichtigen
planerischen Grundsatzen getroffen werden.

Dieser Aufwand fallt im Haushalt des LVR an und ist daher im Haushaltsentwurf 2015 /
2016 enthalten, jedoch an der unteren Einschatzungsbreite des flir den LVR absehbaren
finanziellen Risikos kalkuliert. Insoweit enthalt der vorliegende Haushaltsentwurf hier ein
nicht unerhebliches Risiko, sofern sich die Planungsannahmen mit zeitlicher Perspektive
auf die Jahre 2015 und 2016 im Rahmen der Haushaltsbewirtschaftung als nicht
ausreichend erweisen sollten.

3.3.2 Integrationshilfen in ehemals integrativen Kindertagesstatten

Die Stellungnahme des Rhein-Erft-Kreises richtet sich gegen die im Haushaltsentwurf
2015 / 2016 ab dem Kindergartenjahr 2015 / 2016 auslaufende Kostentibernahme fir
Integrationshilfen in ehemals integrativen Kindertagesstatten. Die Stellungnahme der
Stadteregion Aachen reklamiert eine entsprechende Berlicksichtigung der durch die
Ubergabe dieser Leistungen auf den értlichen Tréger entstehenden Entlastungswirkung
flr den LVR bei der Umlagesatzgestaltung.

Die Verwaltung berichtet wie folgt:

Integrationshilfen in den ehemals integrativen Kindertagesstatten sind in die gesetzliche
Zustandigkeit der ortlichen Trager Uberfihrt worden, da es sich hierbei um ambulante



Leistungen der Eingliederungshilfe handelt. Bisher hat der LVR die Kosten auf freiwilliger
Basis Ubernommen.

Im Rahmen einer Ubergangsregelung werden die Kosten fir Integrationshilfen in den
ehemals integrativen Einrichtungen jedoch fiir Kinder, fiir die bereits im abgelaufenen
Kindergartenjahr eine Kostenzusage vorgelegen hat, noch fir das Kindergartenjahr
2014/ 2015 Gbernommen; danach geht die Finanzierung dieser MaBnahmen generell auf
den ortlichen Trager liber. Gegenlber der urspringlichen mittelfristigen Planung zum
Haushalt 2014 wurde bereits eine Senkung vorgenommen. Dies wirkt sich auf das
Haushaltsjahr 2015 mit (etwa) 7 Mio. Euro und auf das Jahr 2016 mit (etwa) 13 Mio.
Euro Minderaufwand aus.

3.3.3 Kindpauschale

Der Kreis Mettmann merkt zur LVR-Kindpauschale an, dass die finanziellen Wirkungen
der LVR-Kindpauschale fir Kinder mit Behinderungen wenig transparent erscheinen und
erwartete Entlastungseffekte nicht aus den vorgelegten Eckdaten ersichtlich seien.

Die Verwaltung berichtet wie folgt:

Mit der Einfihrung der “LVR-Kindpauschale™ in Hohe von 5.000 Euro pro Jahr und Kind
und damit der Umstellung der bisherigen institutionellen auf eine individuelle Férderung
unabhangig vom Ort der Betreuung (integrative oder Regelkindertagesstatte) sieht der
LVR auch die Finanzierung therapeutischer Leistungen fiir Kinder mit Behinderungen in
Kindertagesstatten, die bislang auf freiwilliger Basis Gibernommen wurde, in der Zukunft
in der Zustandigkeit der Krankenversicherungen.

In Anerkennung der Tatsache, dass nicht alle bisher durch festangestellte Therapeu-
tinnen und Therapeuten erbrachten Leistungen, so insbesondere padagogische Anteile,
dem Leistungskatalog der Krankenversicherungen zuzuordnen sind, wird ein Teil der
Mittel, die bislang zur Finanzierung der Personalkosten fiir Therapeutinnen und
Therapeuten verwandt wurden, benétigt, um die ,LVR-Kindpauschale"™ zu finanzieren, da
diese um rund 2.200 Euro hoéher liegt als die durchschnittlich gezahlten Aufwendungen
pro Kind im abgelaufenen Finanzierungssystem. Die Umstellung der Fordersystematik
wirkt sich aber mittelfristig entlastend auf den Haushalt aus, da die Krankenkassen flr
die therapeutischen Leistungen zunehmend die Kostentragerschaft sicherstellen werden
miussen und der LVR sich aus diesen freiwilligen Leistungen zuriickzieht.

Der politische Beschluss zur Umstellung der Férdersystematik, der im Dezember 2013
gefasst worden ist, sah eine Ubergangsregelung bis zum Kindergartenjahr 2015/2016
vor. Danach hatte der LVR ab diesem Zeitpunkt keine Aufwendungen fiir therapeutische
Leistungen mehr Gbernommen.

In der Sitzung des Landschaftsausschusses am 24. Oktober 2014 hat die politische
Vertretung des LVR beschlossen, die Kindpauschale in der beschlossenen Form umzu-
setzen. Um aber die Erkenntnisse aus dem laufenden Monitoringprozess bericksichtigen
und zeitlich angemessen umsetzen zu kénnen, soll die endglltige Umsetzung des
Beschlusses auf den Beginn des Kindergartenjahres 2016/2017 neu festgesetzt werden.
Das bedeutet, dass der LVR erst ab diesem Zeitpunkt keine Aufwendungen fir
therapeutische Leistungen mehr (ilbernehmen wird. Die Entlastungswirkungen auf den
Haushalt des LVR verschieben sich damit um ein Jahr und werden erst in 2016 teilweise
wirksam. Bezogen auf den Haushaltsplan 2016 sind diese durch Wegfall der freiwilligen
Leistungen fiir Therapie ab dem Kindergartenjahr 2016/2017 entsprechend anteilig
beriicksichtigt worden. Diese Regelung fihrt im Haushaltsjahr 2016 zu einer Einsparung
gegenliber der urspringlichen mittelfristigen Planung in Héhe von etwa 25,3 Mio. Euro,
die im Haushaltsentwurf entsprechend berlicksichtigt wurde.



3.4 Bundesbeteiligung an den Aufwendungen der Sozialhilfe

In der gemeinschaftlichen Einwendung der Stadte wird Bezug auf die vom Bund ab 2015
vorgesehene Entlastung des Bundes durch die sogenannte ,Ubergangsmilliarde®
genommen und die Erwartung geduBert, dass sich die Bundeshilfe bei der Bemessung
des Umlagesatzes bemerkbar machen wird.

Die Verwaltung erlautert hierzu:

Die Planungen des LVR berticksichtigen fiir den Haushaltsentwurf 2015 / 2016 die derzeit
bekannten Entlastungen aus der ,Ubergangsmilliarde®. Der LVR partizipiert von dieser
nur in geringem Umfang. Uber die Umsatzsteuer, die zu den Umlagegrundlagen gehért,
flieBen dem LVR in 2016 (bedingt durch die Referenzperiode) lediglich rund 5,8 Mio. Euro
und in 2017 rund 11,6 Mio. Euro zusatzlich im Rahmen der Umlage zu. Diese Betrdge
sind in die Umlagesatzgestaltung eingeflossen.

Hinsichtlich einer mdglichen Entlastung aus der weiteren Bundesbeteiligung konnte indes
noch keine Bericksichtigung erfolgen. Hier missen die Gesprache und Entscheidungen
zunachst abgewartet werden. Eine Arbeitsgruppe auf Bundesebene hat mit ihrer
konstituierenden Sitzung am 10. Juli 2014 die Arbeit aufgenommen. Beide
Landschaftsverbande werden sich dafilir einsetzen, dass die Reform des Leistungsrechts
fir Menschen mit Behinderungen im vorgesehenen Zeitrahmen erarbeitet und umgesetzt
wird. Soweit der im Koalitionsvertrag versprochene Entlastungseffekt bei den Kosten der
Eingliederungshilfe auf der Ebene des LVR tatsdchlich eintrate, wirde dieser - soweit
moglich - tUber eine Umlagesatzsenkung an die Mitgliedskérperschaften weitergegeben.

Der gewahlte Finanzierungsweg fiir die ,Ubergangsmilliarde® und der dadurch beim LVR
nur gering eintretende Entlastungseffekt zeigen aber sehr deutlich auf, dass derzeit noch
keine Prognosen oder gar Berechnungen angestellt werden kénnen, die Umlagesatz-
senkungen nachzeichnen kdnnten. Insbesondere die aktuellen Uberlegungen und
Diskussionen zum “Scholz-Schduble-Papier" zu einer Umsetzung der im Koalitionsvertrag
festgelegten kommunalen Entlastung Gber eine héhere Beteiligung an den kommunalen
Aufwendungen fir die Kosten der Unterkunft flir erwerbstatige Leistungsberechtigte nach
dem SGB II bis hin zur vollstdndigen Ubernahme sowie eine Erhéhung des kommunalen
Steueranteils Uber die Integration des Solidaritéatszuschlages unter anderem in den
Einkommensteuertarif lassen eine direkte Entlastung im Rahmen der Eingliederungshilfe
zweifelhaft erscheinen.

3.5 Einwendungen zu Standards in der Eingliederungshilfe

Der Kreis Mettmann regt in seiner Stellungnahme an, die Standards in der
Eingliederungshilfe einer ergebnisoffenen Uberpriifung zu unterziehen.

Hierzu erlautert die Verwaltung wie folgt:

Die bestehenden Standards resultieren weit iberwiegend aus gesetzlichen Regelungen.
Beispielhaft wurden mit der Einfihrung des Wohn- und Teilhabegesetzes Festlegungen zu
Art und Giite der Wohneinrichtungen und der Betreuung von Menschen mit
Behinderungen in NRW getroffen, die der LVR beachtet. Auch die laufende Diskussion zur
Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes lasst weitere Standardfestlegungen und
-verbesserungen erwarten. Der LVR kann lediglich im Verbund mit den kommunalen
Spitzenverbanden und Interessensgemeinschaften versuchen, Einfluss auf das laufende
Gesetzgebungsverfahren zu nehmen.



3.6 Einwendungen zu Personalkosten

Die Stellungnahme der Stadt Krefeld und die gemeinschaftlichen Einwendungen der
Stadte umfassen neben Anmerkungen zum Personalkostenbudget des Planungszeit-
raumes auch den Hinweis auf einen Zuwachs von 140 Stellen im Jahr 2014 fir den
gesamten LVR, somit auch fiir die Sonderrechnungen.

Zur Steigerung der Personalkosten wird wie folgt Stellung genommen:

Auf die Eigenbetriebe des LVR entfallen allein 95 Stellen, die refinanziert und damit
umlageneutral sind. Die Ausweitung des Stellenplans um 45 Stellen fir die
Kernverwaltung des LVR erfolgte ausschlieBlich aufgrund von neuen Aufgaben oder
zusatzlichem Arbeitsaufkommen, wobei 8,5 Stellen durch Ersatzleistungen Dritter
refinanziert werden konnten.

Beispielhaft kann die Entwicklung im Dezernat Soziales angefihrt werden, wo im Jahr
2014 unter anderem flr die Realisierung der Leistungen der Grundsicherung 15,5
zusatzliche Stellen erforderlich wurden.

Der Bund Ubernimmt, wie mehrfach im Zusammenhang mit den steigenden Ertragen
dargelegt, die Aufwendungen der Grundsicherung. Der LVR ist im Rahmen der
Auftragsverwaltung flr den Bund tatig. Das bedeutet, samtliche Kosten, die im
Zusammenhang mit der Realisierung der Anspriiche entstehen, sind nicht Bestandteil der
Erstattungsleistungen. Vielmehr erwartet der Bund, dass die Verwaltungskosten zur
Realisierung der Grundsicherungsanspriiche jeweils aus Eigenmitteln ibernommen
werden.

Mit dem Ubergang der Bearbeitung auf den LVR waren umfangreiche Priifungen. bzw.
fristgebundene Antragsverfahren erforderlich, die wesentlich den Stellenmehrbedarf
begriindeten. Durch die personelle Verstarkung in diesem Leistungsbereich werden fir
das Jahr 2015 voraussichtlich Ertrage in einer GréBenordnung von rd. 109 Mio. Euro
erwartet.

Darlber hinaus ist es dem LVR gelungen, wenn auch mit erheblichem Personaleinsatz,
seit Jahren die Fallzahl im stationdren Bereich - entgegen dem Bundestrend - stabil zu
halten. Der dadurch vermiedene Aufwandszuwachs unterschreitet deutlich den einge-
setzten Verwaltungsaufwand, so dass der zur Umsteuerung erforderliche Personaleinsatz
unter wirtschaftlichen Aspekten gerechtfertigt ist.

3.7 Einwendungen gegen die zusatzliche finanzielle Belastung aufgrund der
Beteiligung des LVR an der Archaologischen Zone mit Jiidischem Museum

Die Stellungnahme des Kreises Mettmann umfasst einen Hinweis auf fehlende
Informationen zur Archaologischen Zone mit jidischem Museum.

Hierzu erldutert die Verwaltung:

Bei der Einleitung der Benehmensherstellung kdnnen nur die wesentlichen Sachverhalte
der Planung dargestellt werden, mit dem Ziel einen ersten Uberblick Gber die Haushalts-
planungen und einen Entwicklungstrend fiir die wesentlichen Planungsparameter zu
geben.

Fir die Archaologische Zone mit jidischem Museum wurde im Haushaltsentwurf 2015 /
2016 eine eigene Produktgruppe (PG 079) eingerichtet, um die entstehenden
Aufwendungen transparent abbilden zu kénnen.



4. Informationsveranstaltungen

Um die Mitgliedskdrperschaften umfanglich Gber die Grundlagen der Planung fir die
Haushaltsjahre 2015 / 2016 zu informieren, aber auch um auf eventuell seit der
Einleitung der Benehmensherstellung eingetretene Entwicklungen eingehen zu kénnen,
hat vor der Einbringung des Entwurfs der Haushaltssatzung in die
Landschaftsversammlung am 5. November 2014 eine Informationsveranstaltung zum
Entwurf des Doppelhaushaltes 2015 / 2016 stattgefunden.

In einer weiteren Veranstaltung am 19. November 2014 wird - wie bereits in den
Vorjahren erfolgreich praktiziert - den kreisangehérigen Stadten und Gemeinden die
Gelegenheit zur Information Gber die Eckpunkte der Haushaltsplanung 2015 / 2016 des
LVR geboten.

Im Rahmen der Einladung zu diesen Veranstaltungen wurde allen Teilnehmenden das
Eckpunktepapier zur Gestaltung des Haushaltsentwurfs 2015 / 2016 zur Verfligung
gestellt.

Die erhobenen Einwendungen werden der Landschaftsversammlung Rheinland vor der

Verabschiedung des Doppelhaushaltes 2015 / 2016 zur Beratung und Beschlussfassung
zugeleitet.

In Vertretung

Hotte



Prof. Dr. Ludger Sander 53103 Bonn, den 22.10.2014

Stadtkammerer Stadthaus, Berliner Platz 2
. = (0228) 77 2004
FAX: (0228) 77 3827

An den Landschaftsverband Rheinland
Frau LVR-Direktorin Ulrike Lubek
Kennedy-Ufer 2

50679 Koln

Stellungnahme zum Haushaltsplanentwurf 2015/2016 und zur vorgesehenen Héhe des
Umlagesatzes 2015/2016
Bezug: Schreiben vom 26.09.2014 zum Haushalt 2015/2016

. - Benehmensverfahren zur Festsetzung der Landschaftsumlage

Sehr geehrte Frau Lubek,

mit Schreiben vom 26.09.2014 geben Sie mir flir die Bundesstadt Bonn Gelegenheit, zur
Festsetzung des Umlagesatzes des Landschaftsverbandes Rheinland (LVR) fir die Haus-
haltsjahre 2015/2016 Stellung zu nehmen. Gerne mache ich hiermit von dieser Méglich-
keit Gebrauch.

Wie aus den Eckdaten zur Gestaltung des Haushaltsplanentwurfes 2015/2016 hervorgeht,
schlieBt der Ergebnisplan des LVR-Haushalts 2015 und 2016 jeweils mit einem Defizit ab.
Dass der Haushalt des LVR ebenso wie der Haushalt der Bundesstadt Bonn seit Jahren
defizitar ist, und hier wiederhole ich mich zu meinen bisherigen Stellungnahmen, ist vor
allem auf die von der kommunalen Familie seit vielen Jahren kritisierte Unterfinanzierung
samtlicher kommunaler Gebietskérperschaften zuriickzufiihren. Trotz aller Bemiihungen
des Landes zur Verbesserung der kommunalen Finanzsituation, insbesondere auch Ulber
den Starkungspakt reichen die Mittel bei Weitem nicht aus, diese strukturellen Probleme
grundsétzlich fir alle Kommunen zu l6sen. Auch die derzeit diskutierten Hilfen des Bun-
des, sind zumindest dem derzeitigen Stand nach, n'icht ausreichend die kommunalen N6-

te zu.losen.



Fir die groBte Zahl der Kommunen - so auch fir die Bundesstadt Bonn - bedeutet dies,
dass sie letztlich ihre Umlagezahlungen iiber die Aufnahme von Liquiditatskrediten mit
den damit einhergehenden Finanzierungskosten leistet. Fir den Haushalt 2015/2016
stellt die Stadt Bonn derzeit ein Haushaltssicherungskonzept auf, welches am 13.11.2014
in den Rat der Stadt Bonn eingebracht wird. Vor diesem Hintergrund stellt die beabsich-
tigte Anhebung des Hebesatzes auf 16,7 % in 2015 und 16,75 % in 2016 fiir den Haus-
halt der Bundesstadt Bonn eine zusatzliche nicht tragbare Belastung dar und wird inso-
fern von mir abgelehnt. ' :

, Entgegen der PIanuhg des LVR muss auf Basis der 2. Modellrechnung des GFG 2015 nun
auch von einer héheren Finanzausgleichsmasse fir 2015ff. ausgegangen werden. Ange-
sichts der Tatsache, dass die Ausgleichsriicklage in vielen der Mitgliedskérperschaften des
LVR bereits lange aufgezehrt ist und viele Stédte sogar ein negatives Eigenkapital auf-

weisen, sollte der Landschaftsverband die Ausgleichsriicklage vollstandig ausschépfen.

Ausdriicklich wiirdige ich die Konsolidierungsbemiihungen des LVR in der Vergangenheit,
dennoch sollte der Hebesatz der Landschaftsumlage auf dem Niveau des Jahres 2014
beibehalten werden. In meinen vergangenen Stellungnahmen zu den vorherigen Haus-
halten habe ich immer wieder darauf hingewiesen, dass auch der LVR so restriktiv an die
Bewirtschaftung seines Haushaltes herangehen muss, wie es die Stadte und die Bun-
desstadt Bonn schon lange tun missen: ,Es gilt, die im Rahmen des Starkungspaktgeset-
zes von den betroffenen Kommunen abverlangte strikte Haushaltsdisziplin fiir den Land-
schaftsverband anzuwenden, um eine gleichmaBige Finanzentwicklung von Umlagever-
bénden einerseits und umlagepflichtigen Gebietskdrperschaften andererseits sicherzustel-

len. .
In Erwartung einer fir die Mitgliedskorperschaften des Landschaftsverbandes Rheinland

positiven Entscheidung zur Festsetzung der Héhe des Umlagesatzes bedanke ich mich
schon heute.

Mit freundlichen GriiBen

= L
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Aufstellung des Haushaltsplanentwurfs 2015/2016
Einleitung der Benehmensherstellung zur Festsetzung der Landschaftsumlage

Sehr geehrte Damen und Herren,

gerne nehme ich im Rahmen des Benehmensverfahrens die Gelegenheit zur Stellungnah-
me wahr.

Mit Ihrem Schreiben vom 24.09.2014, in dem Sie einen allgemeinen Uberblick iiber die
Eckdaten des Haushalts geben, kiindigen Sie an, den Hebesatz in 2015 auf 16,7 % und in
2016 auf 16,75 % anheben zu wollen und somit der bisherigen Finanzplanung zu folgen.

Trotz des Anstieges der Umlagesdtze steigt gleichzeitig der ausgewiesene Fehlbetrag von
9,3 Mio. Euro in 2014 liber 21 Mio. Euro in 2015 auf 30 Mio. Euro in 2016. Dies entspricht
einer Steigerungsrate von iiber 200 % in 2 Jahren. Diese Entwicklung des planmaRigen
Fehlbetrags bezeichnen Sie als Ergebnis der nachhaltigen Bemiihungen der vergangenen
Jahre um erfolgreich umgesetzte Konsolidierungsbemiihungen, die es konsequent fortzu-
fihren gilt.

Diesen Riickschluss aus der vorgelegten Haushaltsplanung zu ziehen, ist dann schwierig
zu vermitteln, wenn man dem die Anforderungen der Kommunalaufsicht an die Gemein-
den in der Haushaltskonsolidierung bzw. im Starkungspakt Stadtfinanzen gegeniiber-
stellt. ’

Im Rahmen der allgemeinen Deckungsmittel im Jahr 2015 gehen Sie von einem Anstieg
auf 2,80 Mrd. Euro aus. Diese ergeben sich aufgrund sinkender Schliisselzuweisungen
(aufgrund der Beriicksichtigung der ELAG-Abrechnungen fiir die Jahre 2009 — 2012) sowie

Konten der Stadt Krefeld IBAN BIC GID: DE50ZZ2Z00000162611
Sparkasse Krefeld 301291 (BLZ 320 500 00) o DE83 3205 0000 0000301291 e SPKRDE33XXX o Internet: www.krefeld.de
Volksbank Krefeld 2151 (BLZ 320 603 62) o DE4832 0603 6200 00002151 o GENODED1HTK o E-Mail: stadtservice@krefeld.de
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steigender Landschaftsumlage. Aufgrund der 1. Modellrechnung zum GFG 2015 ergeben
sich Schliisselzuweisungen von 329.647.116 Euro sowie Umlagegrundlagen von
14.907.135.885,24 Euro. Wendet man auf diese Umlagegrundlagen den neuen Umlage-
satzvon 16,7 v. H. an, so erhdlt man eine Landschaftsumlage i. H. v. 2.489.491.693 Euro.
Somit ergeben sich 2.819.138.809 Euro an allgemeinen Deckungsmitteln. Im Vergleich
zum Haushaltsplan 2014 mit einem Ansatz von 2.685.744.007 Euro ist dies eine Steige-
rung von 133.394.802 Euro und nicht um 117 Mio. Euro, wie es aus dem Eckwertepapier
hervorgeht.

Im Bereich der Aufwendungen fiir die Eingliederungshilfe sind Steigerungen von 130 Mio.
Euro in 2015 und weitere 70 Mio. Euro in 2016 beriicksichtigt. Ob diese auskommlich
sind, kann nicht abgeschatzt werden, zumal eine Entgeltsteigerung aufgrund des fiir 2016
zu erwartenden Tarifabschlusses nicht beriicksichtigt ist.

Im Bereich der Personalaufwendungen wirken sich die Tarifabschliisse mit 6,3 Mio. Euro
negativ auf das Personalkostenbudget 2015 aus. Weitere 2,6 Mio. Euro ergeben sich zu-
satzlich aus dem Urteil des Verfassungsgerichtshofes Nordrhein-Westfalen zum Gesetz-
entwurf zur Besoldungs- und Versorgungsanpassung. Trotzdem unterstellt der Land-
schaftsverband Rheinland hier weitere Konsolidierungsbemiihungen und plant diese
Mehraufwendungen nicht in Ganze ein. Gleichzeitig wurden in 2014 aber 140 Stellen zu-
sdtzlich beim Landschaftsverband und seinen Sonderrechnungen eingeplant.

Insofern werden im Eckwertepapier zwar Konsolidierungsabsichten kundgetan, jedoch
fehlen hierzu konkrete Angaben, aufier einer Erhohung des Umlagesatzes, dessen Aus-
wirkungen allerdings im zweistelligen Millionenbereich fiir nicht nachvollziehbar gehalten
werden.

In diesem Zusammenhang erlaube ich mir den Hinweis, dass die Mitgliedkorperschaften,
die dem Starkungspakt oder der Haushaltskonsolidierung unterliegen, zu einem strikten
Konsolidierungskurs verpflichtet sind, um den vorgesehenen Zeitpunkt des Haushalts-
ausgleichs zu erreichen.
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Die geplante Festlegung des Umlagesatzes wiirde den Krefelder Haushalt in den Jahren
2015 und 2016 mit zusatzlichem Aufwand belasten. Vor diesem Hintergrund bitte ich Sie
nachdriicklich, weitere Konsolidierungsanstrengungen zu unternehmen, da sich — trotz
einer Anhebung des Umlagesatzes - in der gegenwartigen Planung der Fehlbetrag jahrlich
um fast 10 Mio. Euro erhdht. Weiterhin sollte eine Anhebung des Hebesatzes — analog zu
der Steuererhhung im kommunalen Bereich —, die finale Alternative zur Finanzmittelbe-
schaffung sein, nachdem vorher alle Moglichkeiten anderweitiger Ertragssteigerungen
bzw. Aufwandsminderungen ausgeschdpft wurden.
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Haushalt 2015
Benehmensverfahren zur Festsetzung der Landschaftsumlage
Ihr Schreiben vom 24.09.2014

Sehr geehrte Frau Lubek, sehr geehrte Frau Hotte,

vielen Dank fiir die Ubersendung des o. a. Schreibens mit dem Sie das Verfahren zur Be-
nehmensherstellung gem. § 55 Abs. 1 KrO NRW einleiten und einen ersten Uberblick iiber
wesentliche Daten des Haushaltsplanentwurfes 2015/2016 geben.

Die Stadt Miilheim an der Ruhr sowie weitere Stadte aus dem Aktionsbiindnis ,Raus aus den
Schulden® folgen hiermit auch in diesem Jahr gerne Ihrer Aufforderung zur Stellungnahme

im Rahmen des gesetzlich vorgeschriebenen Verfahrens zur Benehmensherstellung.

Da der eigentliche Gegenstand des Benehmensverfahrens die Verstdndigung tber die Héhe

des Umlagesatzes ist, beschrénkt sich die Rick&uBerung auf diesen Kernpunkt.

Die in Ihrem Schreiben benannten Eckdaten basieren auf der 1. Modellrechnung zum GFG
2015 vom 27.08.2014 und sind infolge der zwischenzeitlich bekannt gemachten Daten aus

der 2. Modellrechnung vom 16.10.2014 zu aktualisieren.

Ihre Ankiindigung die Umlagesitze der Landschaftsumlage fir 2015 mit 16,70% und fir
2016 mit 16,75% zu planen, kann von den Mitgliedsstédten nicht akzeptiert werden, denn
jede Steigerung des Umlagesatzes gegeniiber dem Jahre 2014 bedeutet eine Erhdhung der

Landschaftsumlage, die — insbesondere auch in Anbetracht der nach wie vor sehr ernsten
1




Situation in den Starkungspaktkommunen - ein Hindernis im Kampf um die Erhaltung bzw.

Wiedererlangung der kommunalen Handlungsfahigkeit ist.

Die beabsichtigte Erhéhung des Umlagesatzes im Haushaltsplanentwurf 2015/2016 begrin-
den Sie mit Aufwandssteigerungen bei der Eingliederungshilfe sowie bei den Personalkosten.
Die weitere Entwicklung bei der Entlastung der Eingliederungshilfe muss abgewartet wer-
den. Von der ab 2015 bis voraussichtlich 2017 vom Bund gezahiten ,1 Mrd. €-Vorab-
Bundeshilfe® werden jedoch auch die Landschaftsverbénde durch die hélftige Aufteilung auf
den Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer im Rahmen héherer Umlagegrundlagen profitie-
ren. Unter Berlicksichtigung des Referenzzeitraumes flieBt die volle Entlastung erst im Jahr
2017 ein. Die erhéhten Umlagegrundlagen miissen sich bei der Bemessung des Umlagesat-

zes bemerkbar machen.

Die von Ihnen weiter dargestellten Mehraufwendungen durch die Tarif- sowie Besoldungser-
héhung trifft auch die Kommunen. Insbesondere die Starkungspakt-Kommunen miussen
diese Mehrbelastungen an anderer Stelle kompensieren, um die Haushaltskonsolidierung
nicht zu gefdhrden. Die zusatzliche Ubernahme der Personalmehraufwendungen des Umla-

geverbandes trifft die Kommunen doppelt.

Es ergeht deshalb der dringende Appell an Sie, alle alternativen Mdéglichkeiten noch einmal
eingehend zu prifen, um den Haushalt des LVR mdglichst unter Beibehaltung des derzeiti-
gen Umlagesatzes in Héhe von 16,3734 v.H. (rd. 16,4 v.H.) zu gestalten. Aufgrund der ge-
stiegenen Umlagegrundlagen - speziell in 2015 - ist auch mit diesem Umlagesatz eine nicht
unerhebliche Steigerung der Ertrdge (+99,2 Mio. EUR; +148,0 Mio. EUR beim Satz von 16,7
v. H.) aus der Umlage gegeniiber dem Vorjahr zu verzeichnen. Selbst unter Berlicksichti-
gung der rlcklaufigen Schliisselzuweisungen (-8,0 Mio. EUR) verbleibt immer noch ein Zu-
wachs an allgemeinen Deckungsmitteln von +91,2 bzw. +140,0 Mio. EUR.

Gerade die neuen Informationen zur 2. Modellrechnung lassen eine Umlagesatzgestaltung
niedriger als die bisher geplanten 16,7 v. H. realistisch erscheinen. Ich bitte Sie daher, zu

diesem Aspekt in der Veranstaltung am 05.11.2014 Stellung zu nehmen.

Mit freundlichen GriBen
1. V.

tkdmmerer der Stadt Mllheim an der Ruhr
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Dr. Peter Langner
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Stadtdirektor und Stadtkdmmerer der Stadt Ménchengladbach

Apostolos Tsalastras
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Haushalt des LVR 2015/2016;

Benehmensverfahren zur Festsetzung der Landschaftsumiage

Sehr geehrte Frau Lubek, sehr geehrte Frau Hétte,

ich habe lhre mit Schreiben vom 24.098.2014 vorgelegten Eckpunkte mit den wesentlichen Daten
zum Haushaltsentwurf 2015/2016 zur Kenntnis genommen.

Hierzu nehme ich wie folgt Stellung:
A. Planung zur Verabschiedung eines Doppelhaushaltes 2015/2016

Die Absicht des Landschaftsverbandes Rheinland, einen Doppelhaushalt fir die Haushaltsjahre
2015 und 2016 zu verabschieden, wird von mir wegen der damit verbundenen Planungssicher-
heit fir die Mitgliedsktrperschaften des LVR ausdriicklich begriifit.

B. Hebesatz der Landschaftsumlage / Hohe der Landschaftsumlage

lhren Ausfithrungen zu den Ertrégen aus allgemeinen Deckungsmitteln ist zu entnehmen, dass
Sie threm Haushaltsplanentwurf abweichend von den Annahmen der 1. Modellrechnung zum
GFG 2015 keine Steigerung der Steuereinnahmen im Referenzzeitraum zugrunde gelegt ha-
ben. Unter anderem hierauf flhren Sie den Anstieg des Hebesatzes der Landschaftsumlage
auf 16,70 % in 2015 und auf 16,75 % in 2016 zurlick. Ihre zurlickhaltenden Einnahmeerwartun-
gen aus dem Finanzausgleich sind nachvollziehbar, da die im Zeitpunkt der Verdffentlichung
der 1. Modellrechnung zum GFG 2015 bestehende Datenlage ausgesprochen unsicher er-
schien; selbst die Landesregierung hat hierzu deutliche Vorbehalte zum Ausdruck gebracht.

Nachdem die Landesregierung inzwischen am 16.10.2014 die 2. Modelirechnung zum GFG
2015 vorgelegt hat, wird jedoch deutlich, dass die Uber den Finanzausgleich verteilbare Ver-
bundmasse sogar noch Uber das Mal der 1. Modellrechnung hinausgeht. Ursache hierflr ist
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nicht der Anstieg der Steuereinnahmen, die tatsachlich hinter den Annahmen der 1. Modell-
rechnung zuriick bleiben, sondern ein deutlicher Anstieg der Zahlungen, die das Land Nord-
rhein-Westfalen aus dem Landerfinanzausgleich erhilt.

In Ihrem Schreiben vom 24.09.2014 haben Sie bereits angekiindigt, Planungsanpassungen
vornehmen zu wollen, sofern sich z.B. aus der 2. Modellrechnung zum GFG 2015 relevante
Veranderungen bei den Datengrundiagen ergeben soliten.

Diese Situation ist nunmehr eingetreten, sodass ich Sie bitte, die hieraus fir den Haushalt des
Landschaftsverbandes Rheinland resultierenden Verbesserungen an seine Mitgliedskérper-
schaften weiter zu geben und den Umlagehebesatz entsprechend geringer festzusetzen. Diese
Bitte gilt ebenso flr andere Verdnderungen im Planungsprozess, die einen geringeren als den
bisher zugrunde gelegten Umlagebedarf zur Folge haben.

Ich bitte Sie, meine Stellungnahme im Rahmen der weiteren Haushaltsplanung zu beriicksichtigen
und der Landschaftsversammlung mit der Zuleitung des Entwurfs der Haushaltssatzung mit Haus-
haltsplan zur Kenntnis zu geben.

Soweit Sie meine Stellungnahme bei der Haushaltsaufstellung nicht oder nur in Teilen beriicksich-
tigen, bitte ich Sie, diese als Einwendung gegen den Haushaltsentwurf zu behandeln.

Mit freundlichen GriiRen

o

Spreeln
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Haushalt des Landschaftsverbandes (LVR) fiir das HH-Jahr 2015
Stellungnahme zur Festsetzung des Umlagesatzes

Sehr geehrte Frau Hétte,

lassen Sie mich einleitend etwas zum zeitlichen Ablauf des Benehmensherstellungs-
verfahrens sagen. Im letzten Jahr habe ich ihr frithzeitiges und transparentes Vorgehen
ausdricklich begriiRt. Fur den Doppelhaushalt 2015/2016 bleibt festzuhalten, dass die
spéte Einbringung des Doppelhaushaltes 2015/2016 die Planungen des Kreises Mettmann
und die Abstimmung mit den kreisangehérigen Stadten wesentlich erschwert hat. Es bleibt
zu hoffen, dass Sie hier zukiinftig wieder umsteuern.

Zu den vorgelegten Eckdaten muss inhaltlich festgestellt werden, dass eine derartige
Steigerung der Landschaftsumlage bei massiv gestiegenen Umlagegrundlagen einmalig
anmutet. So sind die Umlagegrundlagen nach der zur Erdffnung des
Benehmensverfahrens bereits verdffentlichten 1. Modellrechnung um ca. 584 Mio. €
gestiegen, was bereits beim Hebesatz von 16,5%-Punkten aus dem Jahr 2014 eine um
knapp 96,4 Mio. € erhohte Landschaftsumlage ausmachen wirde. Die Steigerung
resultiert zu 171 Mio. € aus héherer Steuerkraft der Kommunen, ca. 79 Mio. € hdherer
Schlusselzuweisungen der Kommunen und Kreise und 334 Mio. € der neu eingerechneten
Erstattungen nach dem Einheitslastenabrechnungsgesetz. Mit der jlingst veréffentlichten
2. Modellrechnung fallt die Steigerung der Umlagegrundlagen mit 606,6 Mio. € fiir den
Landschaftsverband noch giinstiger aus.

Dass es der Landschaftsverband Rheinland nicht zumindest schafft, den Hebesatz 2014,
der auch noch durch einen Einmaleffekt im Rahmen des Einheitslastenabrechnungsgesetz
tiberzeichnet ist, fur das Jahr 2015 fortzuschreiben, muss erstaunen. Vor allem auch
deswegen, da der LVR neben den vorgenannten Steigerungen bei den Umlagegrundlagen
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Kto. 852 23438 BLZ 360 100 43
IBAN: DE93 3601 0043 0085 2234 38
SWIFT-BIC: PBNKDEFF

Fax (Zentrale)
02104_99_4444
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Blatt 2 Der Landrat

im Bereich des Einheitslastenabrechnungsgesetzes weitere ca. 30 Mio. € im Vergleich
zum Jahr 2014 einsparen wird.

Im Ergebnis steigt die Landschaftsumlage fir den Kreis Mettmann mit 16,7% auf eine
neue Rekordhéhe von 174 Mio. € und damit um 26,9 Mio. €. Diese Zahllast ist fur den
Kreis und seine kreisangehérigen Stadte kaum noch zu Schultern. Bereits jetzt droht
einigen Stadten eine héhere Verschuldung. Insgesamt erhéalt der Landschaftsverband
damit ca. 97,5 Mio. € mehr Landschaftsumlage, wahrend die Schliisselzuweisungen nach
der 1. Modellrechnung um knapp 10,7 Mio. € sinken.

Es ist schon erniichternd, wenn von einer Aufwandsteigerung bei der Eingliederungshilfe
von 130 Mio. € ausgegangen wird. Wenn jedwede Umlagekraftsteigerung oder Entlastung
(tber den Bund von der Realitat der Sozialtransferentwicklung tGberholt wird, werden die
Kommunen in NRW finanziell tberfordert. Auch Standards in der Eingliederungshilfe
bediirfen daher dringend einer ergebnisoffenen Uberpriifung.

Zudem scheinen die Wirkungen der LVR-Kindpauschale fir Kinder mit Behinderung nicht
transparent. Durch die befristete Ubernahme von 5.000 € je Fall und die neue
Kostenlibernahmemoglichkeit der  Krankenkasse muissten auf Seiten des
Landschaftsverbandes deutliche Einsparungen zu verzeichnen sein. Diese sind nach den
vorgelegten Eckdaten nicht ersichtlich. Im Gegenteil, auf Seiten der Kommunen fiihren die
grundsatzlich zu begriiBenden Einsparungen beim LVR zu Ertragsausfalien und damit zu
groRer Unsicherheit. Eine Kompensation dieser Ertragsausfélle durch eine verringerte
Landschaftsumlage ist nicht ersichtlich.

Des Weiteren befremdet der Aspekt der Vorsorge fiir eine mégliche Inanspruchnahme im
Bereich der Integrationshelferinnen und — helfer. Wenn hier auf mégliche Prozessrisiken
hingewiesen wird und in diesem Kontext eine umlagerelevante Etatisierung im Haushalt
angesprochen wird, ist zu vermuten, dass Rickstellungen nach § 36 GemHVO NRW
veranschlagt werden sollen. Diese sind aber mit der Erkenntnis im néachsten
Jahresabschluss zu bericksichtigen und nicht planmaBig im Haushaltsplan. Nahere
Informationen hierzu kann ich im Eckdatenpapier nicht finden.

Ahnlich wie der gescheiterte Versuch des LVR, die Abschreibungen auf RWE-Aktien
umlagerelevant zu gestalten, wiirde auch diese Vorgehensweise einen Missbrauch der
Landschaftsumlage darstellen. Sollte die geduRerte Vermutung zutreffen, fordere ich Sie
auf, die Grundsatze ordnungsgemafer Buchflihrung einzuhalten und Prozessrisiken
periodengerecht im Jahresabschluss zu bericksichtigen. In jedem Fall bitte ich um
Klarstellung, in welcher Form und Ho6he die genannten Prozessrisiken im Entwurf
berticksichtigt wurden.

Zuletzt wiederhole ich gerne meine Ausfllhrungen aus den letzten beiden Jahren zur
archdologischen Zone/ dem judischen Museum. Der Kreis Mettmann wendet sich
konsequenterweise auch bzgl. des Doppelhaushaltes 2015/2016 gegen eine zuséatzliche
Belastung durch die finanzielle Beteiligung des LVR an diesem Projekt. Dass dieses so
engagiert diskutierte Projekt keine Erwadhnung in ihrem Eckdatenpapier erfahrt, ist
verwunderlich. Ich gehe davon aus, dass Sie hierzu in den Informationsveranstaltungen
noch konkreter werden. Bis heute warte ich vergeblich auf die im vergangenen Jahr
angeforderte Darstellung zu den voraussichtlich anfallenden Aufwendungen.

AbschlieBend auRere ich die Hoffnung, dass im Rahmen der Haushaltsberatungen noch
mafgebliche Einsparungen beschlossen werden.
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Blatt 3 Der Landrat

Eine Ausfertigung dieses Schreibens habe ich dem Landkreistag NRW als kommunalem
Spitzenverband und dem Vorsitzenden der Kédmmerer der kreisangehorigen Stadte
zukommen lassen.

Mit freundlichem Gruf3
In Vertretung

%ﬁ%ﬁ— 7 % %f/f‘
Martin M. Richter
Kreisdirektor und Kreiskdmmerer
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Aufstellung des Haushaltsplanentwurfs 2015/2016
Ihre Einleitung des Benehmensverfahrens vom 24.09.2014 —Az. 21.10-

Sehr geehrte Frau Lubek, sehr geehrte Frau Hotte,

der Rhein-Erft-Kreis erkennt [hre Absicht an, im Rahmen der Hebesatzgestal-
tung fiir die Haushaltsjahre 2015 und 2016 Planungssicherheit zu geben
und einen Doppelhaushalt aufzustellen, in dem das Delta zwischen Auf-
wendungen und sonstigen Ertrdgen nicht in Ganze tber die Land-
schaftsumlage, sondern in beiden Planjahren wiederum durch eine Ent-
nahme aus der Ausgleichsriicklage geschlossen werden soll. Die Umlage-
satze entsprechen dabei zwar [hrer mittelfristigen Finanzplanung aus 2014,
stellen jedoch eine Anhebung gegeniiber 2014 mit hdherer Zahllast des
Kreises dar.

Inzwischen liegt die 2. Modellrechnung zum GFG 2015 vor, wonach die Ent-
wicklung der Gemeinschaftssteuereinnahmen nunmehr fiir den gesamten
Verbundzeitraum des GFG 2015 einbezogen wurde. Danach sind die Be-
flirchtungen einer geringeren Finanzausgleichsmasse, die auch Sie als Risi-
ko benannten, nicht eingetreten. Vielmehr haben sich die Schliisselzuwei-
sungen des LVR, aber auch die Umlagegrundlagen fiir die Landschaftsumla-
ge weiter erhoht.

Ich bitte daher die positiven Effekte fiir eine Senkung des beabsichtigten
Umlagesatzes 2015 zu nutzen.

Der Rhein-Erft-Kreis sieht Ihre KonsolidierungsmaRnahmen grundsédtzlich
positiv. Es hilft jedoch den Haushalten der Umlagezahler nicht weiter, wenn
Aufgaben, wie z.B. die Integrationshilfen in integrativen Kindertagesstatten,
vom LVR eingestellt und stattdessen u.a. auf den Kreis als 6rtlichen Trager
verlagert werden. Durch die Verschiebung zwischen Landschaftsumlage
und Sozialtransferleistungen ist eine derartige KonsolidierungsmafRnahme

Der Landrat
20 Amt fiir Finanzwirtschaft, Controlling
und Datenschutz

Datum
20.10.2014

Mein Zeichen
20.

Auskunft erteilt
Herr Glintzel

Zimmer Nr.
Ebene 2 Flur A Zi.55

Telefon Fax
02271 83-2005 -2324
E-Mail

rainer.guentzel@rhein-erft-kreis.de
Hinweis:

Versenden Sie keine vertraulichen, schiit-
zenswerten Daten per E-Mail

E-Post
poststelle@rhein-erft-kreis.epost.de

Hausadresse
Willy-Brandt-Platz 1
50126 Bergheim
Telefon 02271 83-0
Fax 02271 83-2300

Internet
www.thein-erft-kreis.de
info@rhein-erft-kreis.de
Postadresse

50124 Bergheim

Offnungszeiten

Montag bis Freitag

08:00 Uhr bis 12:30 Uhr

Donnerstag

14:00 Uhr bis 18:00 Uhr

Samstag 08:00 Uhr bis 11:00 Uhr
(nur Service- und Zulassungsstelle im
Kreishaus Bergheim)

Bankverbindungen

Postbank KélIn (BIC: PBNKDEFF
IBAN: DE45 3701 0050 0010 8505 05
Kreissparkasse KdIn (BIC: COKSDE33
IBAN: DE72 3705 0299 0142 0012 00

Offentl. Verkehrsmittel zum Kreishaus
Bahn: Bergheim und Zieverich
Bushaltestellen: Am Kniichelsdamm
und Kreishaus - Weitere Infos:
www.revg.de oder 02234 1806-0

Der Rhein-Erft-Kreis ist jetzt
per E-post erreichbar:
poststelle@rhein-erft-kreis.epost.de
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bei den Umlagezahlern nicht zielfiihrend fiir eine Haushaltsentlastung und
verscharft die Auseinandersetzung zwischen Kreis und Kommunen bei der
Bemessung der Kreisumlage.

Mit freundlichen GriiRen
In Vertretung

M Vogel
Kreisdirektor



.71 Kreishaus Grevenbroich
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| Rhein-Kreis Neuss
Der Landrat

Telefonzentralen
Neuss 02131928 -0
Grevenbroich 02181 601 - 0
Fax 02181 601 - 1198

[ClKreishaus Neuss -+ 41456 Neuss info@rhein-kreis-neuss.de
XKreishaus Grevenbroich - 41513 Grevenbroich 79‘_ www.rhein-kreis-neuss.de

. Landschaftsverband Rheinland

LVR-Direktorin gL .
Ulrike Lubek i ' e _4[ ok {: /Lg, S
Kennedy-Ufer 2 ; < ELR el
50679 KéIn & 98 Okt. 2014
| ELR’in

" Grevenbroich, 21.10.2014  Aufstellung des Haushaltsplanentwurfes 2015/2016
Einleitung der Benehmensherstellung zur Festsetzung der Land-

Amt
Kreiskammerer schaftsumlage
. Datum und Zeichen Ihres Schreibens: 24.09.2014

Gebdude v
- Kreishaus Grevenbroich Az.. 21.10

Auf der Schanze 4

41515 Grevenbroich

Auskunft erteilt Sehr geehrte Frau Lubek,

Herr Graul
' Etage / Zimmer . . . . .

2. 2.27 in vorbezeichneter Angelegenheit habe ich Ihr Schreiben vom 24.09.2014

Telefon zur Kenntnis genommen,

021 81/6 01-10 30

Telefax . . B . .

021 81/6 01-22 62 Ich bitte bei der Festsetzung der Landschaftsumlage fiir den in Aussicht
- ;";‘I?"rau‘@rhem_kreis_ genommenen Zeitraum 2015/2016 zu ber{icksichtigen, dass die'Haus-

nfuss'_%e haltsentwicklung der kommunalen Familie insgesamt nach wie vor ange-

spannt ist. Vor dem Hintergrund der konjunkturellen Entwicklung ist auch
- nicht damit zu rechnen, dass auf der Ertragsseite wesentliche Verbesse-

- Empfanger: v s 2 5 .

Kreiskasse Neuss rung fir die Haushalte insgesamt eintreten. AuBerdem ist davon auszu-

Banl;verbinduns:: gehen, dass die Entwicklung des sozialen Aufwandes die Haushalte vor

it erhebliche Herausforderungen stellen wird.

BLZ 305500 00
. IBAN: DE17 3055 0000 Vor diesem Hintergrund bitte ich Sie, bei der Aufstellung des Haushalts-

BIC: 3\?5&2;,56 g,g planentwurfs fiir den Doppelhaushalt des Landschaftsverbandes alle An-
strengungen zu unternehmen, um samtliche vermeidbaren Aufwendun-
gen zu reduzieren und damit die Landschaftsumlage fiir die kommunalen
Haushalte ertraglich zu gestalten.

Mit freundlichen G;U'Bé“ y

'

1 \TEXT ... \wngemein\LVR-Lubek-Haushaltsplanentwurf 2015-2016.doc



:rhein-sieg-kreisa

Der Landrat
Rhein-Sieg-Kreis « Der Landrat » Postfach 15 51 « 53705 Siegburg
An die Kammerei
Direktorin des Svenja Udelhoven
Landschaftsverbandes Rheinland Zimmer: B5.18
Kennedy-Ufer 2 Telefon: 02241 - 13-3272
50679 Kéin Telefax: 02241 - 13-2431
E-Mail: svenja.udelhoven

@rhein-sieg-kreis.de
Datum und Zeichen lhres Schreibens Mein Zeichen Datum
24.09.2014 7 21.10.2014

Haushalt des Landschaftsverbandes Rheinland fiir das Jahr 2015
Stellungnahme zur Festsetzung des Umlagesatzes

Sehr geehrte Frau Landesdirektorin Lubek,

vielen Dank fir die Gelegenheit zur Stellungnahme zur beabsichtigten Festsetzung der
Landschaftsumlage 2015.

Aus den im Schreiben vom 24.09.2014 enthaltenen Informationen ist zu entnehmen,
dass die Haushaltsplanung des Landschaftsverbandes Rheinland auf der
1. Modellrechnung zum Gemeindefinanzierungsgesetz 2015 sowie von lhnen hierzu
vorgenommenen eigenen Einschatzungen und Bewertungen beruht. Insbesondere
wurde keine Steigerung der Steuereinnahmen im Verbundzeitraum des GFG 2015
(01.10.2013 bis 30.09.2014) angenommen, was auch der bisherigen Einschatzung der
kommunalen Spitzenverbande entsprach. In welchem Umfang dariiber hinaus
"Risikovorsorge" getroffen wurden, ist in Inrem Schreiben nicht naher dargelegt.

Nach der zwischenzeitlich von Landesregierung veréffentlichten 1. Erganzungsvorlage
sowie der am 16.10.2014 vorgelegten 2. Modellrechnung zum GFG 2015 ergeben sich
jedoch Verbesserungen bei den Verbundsteuern, was zu einer Steigerung der
Finanzausgleichsmasse um 2,16% fuihrt. Gegenuber Ihrer Kalkulationsgrundlage durften
sich damit zum einen erhebliche Verbesserungen bei den Ertragen aus allgemeinen
Deckungsmitteln im Haushalt des Landschaftsverbandes Rheinland ergeben, zum
anderen werden auch die Umlagegrundlagen hierdurch positiv beeinflusst.

Ich bitte daher darum, die hieraus resultierenden positiven Effekte zu kommunizieren
und diese auch bei der Festsetzung des Umlagesatzes der Landschaftsumlage zu
berucksichtigen, um sie auf diese Weise an die Umlagezahler weiterzugeben.

Mit fre F@ll n Grufy

tlan Schuster)

Behindertenparkplitze Dienstgebdude Kaiser-Wilhelm-Platz 1 Konten der Kreiskasse
bthmkn sich vor dem 53721 Siegburg 001 007 715 Kreissparkasse Koln (BLZ 370 502 99)
Hauplun ang (Zufahrt Tel. (022 41) 13-0 IBAN: DE94 3705 0299 0001 0077 15
\1uhlt.ns1rll%e und im Fax (02241) 13 21 79 SWIFT-BIC: COKSDE33

Parkhaus P 10 Kreishaus Internet: http://www.rhein-sieg-kreis.de 38 18 500 Postbank Kéln (BLZ 370 100 50)
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StadteRegion - Aachen - Postfach 50045152088 Aachen ELR’In

Frau ———
LVR-Direktorin ’

Ulrike Lubek | = !
~persodnlich 0.V.i.A.- 27 Okt, 2014
Landeshaus ' P
Kennedy-Ufer 2 l - LD

50679 K6ln-Deutz

Aufstellung des Haushaltsplanentwurfes 2015/2016;
Einlleitung der Benehmensherstellung zur Festsetzung der Landschafts-
umlage

Ihr Scheiben vom 24.09.2014

Sehr geehrte Frau Lubek,

vielen Dank fiir lhr o.a. Schreiben vom 24.09.2014, mit der Sie die
Benehmensherstellung zur Festsetzung der Landschaftsumlage
2015/2016 einleiten.

Zundchst mochte ich IThnen mitteilen, dass die StddteRegion Aachen lhre
Absicht, einen Doppelhaushalt 2015/2016 der Landschaftsversammlung
zur Verabschiedung vorzulegen, begriift.

Sie stellen damit Ihren Mitgliedern eine verldssliche und langerfristige
Grundlage hinsichtlich der Belastung durch die Landschaftsumlage zur
Verfligung. Dies ist insofern wichtig, als die StadteRegion in Bezug auf die
eigene Haushaltsplanung und -aufstellung entsprechende Planungs-
sicherheit erhdlt.

Trotzdem stellt die StadteRegion das Benehmen zur Festsetzung der Land-
schaftsumlage 2015 (Umlagesatz: 16,7 v.H.) und 2016 (Umlagesatz:
16,75 v.H.) nicht her.

Ich bitte Sie, zusatzliche Entlastungen durch die 2. GFG-Modellrechnung
oder durch Zustandigkeitsverlagerungen in der Aufgabenerfillung
(Beispiel: Sachliche Zustdndigkeit fiir die im Rahmen der Eingliederungs-
hilfe zu finanzierenden Integrationshilfen fiir Kinder mit Behinderung)
umlagesenkend zur Entlastung der Mitﬁlieder einzusetzen und pladiere
fiir die Beibehaltung der bisherigen Hohe des Umlagesatzes.

Dies wird auch von allen regionsangehérigen Kommunen der Stddte-
Region Aachen im Rahmen der Benehmensherstellung zum stadte-
regionalen Haushalt 2015/2016 gefordert.

Dies auch, weil aus Sicht der StadteRegion die zur Verfligung gestellten

Unterlagen nur sehr eingeschréankt fiir eine umfassende Beurteilun

der Haushaltssituation des Landschaftsverbandes sowie fiir die Bedarfs-
ermittiung hinsichtlich der Hohe des Landschaftsumlage geeignet sind.

StddteRegion

Aachen

Der Stddteregionsrat

A20
Kdammerei/Kasse

Dlenstgebiude
ZollernstraRe 10
52070 Aachen

Telefon Zentrale
0241 / 5198-0

Telefon Durchwahl
0241 /5198 - 2424

Telefax
0241 / 5198 - 2510

E-Mall
Egon.metten@
staedteregion-aachen.de

Auskunft ertelit
Herr Metten

Zimmer
A215

Aktenzeichen
(bitte immer angeben)

Datum
21.10.2014

Telefax Zentrale
0241 /533190

Biirgertelefon
0800 / 5198 000

Internet
http:/ fvwww.
staedteregion-aachen.de

Bankverbindungen
Sparkasse Aachen
BLZ 390 500 00
Konto 304 204
SWIFT AACSDE 33
IBAN DE2139050000
0000304204

Postgirokonto

BLZ 370 100 50

Konto 1029 86-508 Kéln
SWIFT PBNKDEFF

IBAN DE5237010050
0102986508

Errelchbarkelt

Buslinien 1,3, 7,11, 13,
14,21, 27, 33, 34, 37,
46, 56, 57, 77, 163 bis
Haltestelle Normaluhr.
Ca. 5 Minuten FuBweg
vom Hauptbahnhof.
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So fehlen aus meiner Sicht konkrete Informationen zum

O Jahresabschlussergebnis 2013,

O zum voraussichtlichen Ergebnis 2014,

O zur HBhe der Ausgleichsrucklage,

O zur Entwicklung der Personal- und Versorgungsaufwendungen,

O zur Entwicklung der Bemessungsgrundlage der Landschaftsumlage
etc..

Diese Informationen sind aus Sicht der StadteRegion Aachen aber unerldsslich, um den
Umlagebeyjrf sowie die Hohe des Umlagesatzes serios beurteilen zu kdnnen.

Mit freg?’dlichem GruR
/5 | )
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Hausanschrift:
Reeser Landstrafle 31

Kreis Wesel

46483 Wesel
Der Landrat
r Kreis Wesel - Der Landrat - Postfach 10 11 60 - 46471 Wesel 1 Dienststelle:  Fachdienst 20
Finanzen und Beteiligungen
Anschrift: Reeser LandstralRe 31
An die Direktorin des 46483 Wesel
Landschaftsverbandes Rheinland Aoy HEE
Frau Lubek uskunft erteilt: err Ochs
Kennedy_Ufer 2 E-Mail: andreas.ochs@kreis-wesel.de
Telefon: 0281/207-2343
50679 Kaln Telefax:  0281/207- 67 2343
Zimmer: 343
lhr Schreiben:
Mein Zeichen:

Datum: .Oktober 2014

Herstellung des Benehmens mit den Mitgliedskérperschaften des Landschaftsverban-
des Rheinland
Stellungnahme des Kreises Wesel zum Haushaltsentwurf 2015/2016

- Sehr geehrte Frau Direktorin Lubek,

zu den mir mit Schreiben vom 24.09.2014 (bersandten Eckdaten zur Gestaltung des
Haushaltsplanentwurfes 2015/2016 nehme ich wie folgt Stellung:

Ich erkenne an, dass der LVR mit Haushaltskonsolidierungsmafinahmen der beste-
henden kommunalen Unterfinanzierung entgegen wirkt und zusatzlich mit restriktiver
Bewirtschaftung versucht, entstehende negative Entwicklungen in der Haushaltsaus-
fuhrung aufzufangen.

Positiv ist ebenfalls hervorzuheben, dass der LVR weiterhin Anstrengungen unter-
nehmen wird, die Personal- und Sachkosten sowie die eigenen Arbeitsprozesse auf
den Prifstand zu stellen. Die Planung eines Risikopuffers, wie bei den Integrations-
hilfen vorgesehen, entspricht nicht dem hiesigen Vorgehen. Vielmehr sollte ein Um-
lagehaushalt ohne Reserven geplant werden.

Die Aufstellung eines Doppelhaushaltes des LVR im Hinblick auf eine gréRere Pla-

nungssicherheit begrile ich.

Offentliche Verkehrsmittel: DB-Stracken 420 und 421 bis Wesel Bahnhof, Buslinien 63, 64 und 86 ab Bahnhof Wesel bis Haltestelle Kreishaus

Konten der Kreiskasse Wesel:
Sparkasse am Niederrhein IBAN: DE71354500001101000105 BIC: WELADED1MOR INTEHNEY
Verbands-Sparkasse Wesel IBAN: DE45356500000000200154 BIC: WELADED1WES LAApkreis-wesel.de
Sparkasse Dinslaken-Voerde-Hiunxe [BAN DE82352510000000100131 BIC: WELADED1DIN

EMAIL
XA I@]kreis-wesel.de



)

Der - von mir ebenfalls begriiBte - Prozess der frihen Haushaltseinbringung fiihrt
dazu, dass zum Zeitpunkt der Benehmensherstellung nur eine erste Modellrechnung
zum GFG 2015 vorliegt und daher die Prognosen zur Entwicklung der allgemeinen
Deckungsmittel und der Umlagegrundlagen noch mit erheblichen Unsicherheiten be-
haftet sind. Eine glinstigere Entwicklung, die sich im Rahmen der 2. Modellrechnung
abzeichnet, sollte hebesatzsenkend beriicksichtigt werden. Dies gilt auch fur die Er-
wartung der Steigerung von Schlusselzuweisungen und Umlagegrundlagen fir das
Jahr 2016. Ich bitte Sie daher, nochmals eingehend zu prifen, ob die sich durch die
Steigerung der Umlagegrundlagen ergebenden zusatzlichen Umlageertrédge nicht
ausreichen, um den bisherigen Umlagesatz i. H. v. 16,3734 % (ohne ELAG-
Bedarfsumlage) beizubehalten.

Ihrem Schreiben kénnen die Eckpunkte zur Kalkulation des Umlagesatzes nicht un-
mittelbar entnommen werden. Zwar stellen Sie einige ausgewéhlte Ansatze dar, eine
Gesamtiibersicht Uber alle Ertrags- und Aufwandsentwicklungen in den Jahren 2015
und 2016, aus der sich der jeweilige Umlagebedarf ergibt, fehlt jedoch. Neben dem
jeweiligen Umlagebedarf fehlt auch eine Angabe zur angenommenen Héhe der je-

weiligen Umlagegrundlagen, die zu den genannten Hebesétzen fihren.

Die in lhrem Schreiben vom 24.09.2014 vorgesehene Frist zur Abgabe der Stellung-
nahme im Rahmen der Benehmensherstellung bis zum 22.10.2014 beurteile ich als
knapp bemessene Frist, um eine Stellungnahme auch mit anderen betroffenen Mit-
gliedskorperschaften abzustimmen und bitte zukiinftig eine langere Frist fur die Her-

stellung des Benehmens einzuplanen, wie sie auch der gesetzlichen Vorgabe ent-

spricht.
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OBERBERGISCHER KREIS
DERLANDRAT

Kammerer und bezement

OBERBERGISCHER KREIS | DER LANDRAT | 51641 Gummersbach

. T Moltkestrage 42

Landschaftsverband Rheinland " 51643 Gummersbach
Dezernat 2 ' i 5

. % ontakt: Herr Grootens
Fra‘u Landesdirektorin _ ) : Zimmer-Nr.: 34-11
Ulrike Lubek - Mein Zeichen: ,
50663 KaIn ' Tel.: 02261 88-2000

Fax: 02261 88-972-2000

klaus.grootens@obk.de
www.obk.de )
Steuer-Nr. 212/5804/0178
USt.-Id.Nr. DE 122539628

. Datum: 30.10.2014

Aufstellung des Haushaltsplanentwurfes 2015/2016 und Einleitung des Béneh’»

‘'mensverfahrens
Ihir Schreiben vom 24.09.2014

Sehr geehrte Frau Landesdirektorin Lubek,
sehr geehrte Damen und Herren,

unter Hinweis auf Ihr Schreiben vom 24.09.2015 méchte ich es auch in diesem Jahr nicht -

versdumen, kurz zu den von Ihnen Gbersandten Eckdaten zum Entwuif des Haushaltes
fiir die Jahre 2015/2016 Stellung zu nehmen und Sie vor allen Dingen tiber die nach wie
vor ausgesprochen schwierige Haushaltssituation der dreizehn kreisangehdrigen Stédte
und Gemeinden im Oberbergischen Kreises sowie des Oberbergischen Kreises zu infor-
mieren. ‘

Konkret sind nicht weniger als fiinf kreisangehérige Stédte und Gemeinden im Oberbergi-
schen Kreis Mitglieder am sog. Stérkungspakt NRW, vier der dreizehn Kommunen befin-
den sich in der sog. Haushaltssicherung, drei Kommunen nehmen regelméBig die allge-
meine Riicklage im Rahmen des rechtlich gerade noch Zuldssigen in Anspruch. Lediglich
einer einzigen Kommune im Oberbergischen Kreis gelingt es foldlich, einen jedenfalls
fiktiv ausgeglichenen Haushalt aufzustelien. Der Oberbergische Kreis selbst hat in den
vergangenen Jahren in erheblicher Weise ebenfalls sein Eigenkapital planmaBig und im
Ergebnis zum Zwecke des Haushaltsausgleiches in Anspruch genommen. Mit dem Ent-
wurf des Doppelhaushaltes 2015/2016 ist eine beinahe vollstdndige Inanspruchnahme
der Ausgleichsriicklage vorgesehen, sodass Handlungsspielrdume fiir die Zukunft gemin-
~ dert und die Gefahr der zwangsweisen Aufstellung eines HSK vergroBert werden.

Dies vorausgeschickt méchte ich mit diesem Schreiben auch fiir den Haushalt des Land-
schaftsverband Rheinland fir die Jahre 2015 und 2016 férmlich zum Ausdruck bringen,
dass eine Erhéhung des Umlagehebesatzes in 2015 und nochmals in 2016 aus Sicht des
Oberbergischen Kreises und seiner dreizehn kreisangehdrigen Kommunen ausgesprochen
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kritisch gesehen wird, zumal die Umlagegrundiagen fiir den Landschaftsverband Rhein-
land - anders als die Umlagegrundlagen fiir den Oberbergischen Kreis - in-2015 um
3,7% und in 2016 um 0,65% ansteigen. Es sei an dieser Stelle im Ubrigen erwahnt, dass
die kreisangehdrigen Kommunen im Oberbergischen Kreis mit Blick auf die fur das GFG
2015 maBgebliche Referenzperiode einen durchschnittlichen Gewerbesteuerriickgang von
iber 25% (1) verkraften miissen. Es versteht sich von selbst, dass die hoheren Schilis-
selzuweisungen gleichermaBen wie die sinkende Zahllast aus der Kreisumlage nicht in
der Lage sein werden, diese dramatischen Riickgédnge der Finanzkraft der Kommunen
abzufangen. '

Die von Thnen selbst angesprochenen Steigerungen im Bereich der Soziallasten und die
noch unklaren Entlastungsregelungen von Seiten des Bundes stellen weiterhin erhebliche
Haushaltsrisiken dar. Insoweit sollte auch der Landschaftsverband Rheinland kritische
Uberpriifungen im Hinblick auf bestehende und noch beabsichtigte freiwillige MaBnahmen
vornehmen, um das Risiko steigender Umlagelasten in den kommenden Jahren zu ver-
meiden. :

Mit freundlichen Grii3en

/l/fa ’
Hagen/obi
Landr

Seite 2 von 2

P002/062



	14/142 - Benehmensherstellung Landschaftsumlage 2014 für HH-Jahre 2015/2016

	Begründung14-142
	Stadt Bonn
	Stadt Krefeld
	Mühlheim und andere
	Kreis Kleve
	Kreis Mettmann
	Rhein-Erft-Kreis
	Rhein-Kreis-Neuss
	Rhein-Sieg-Kreis
	Städteregion_Aachen
	Kreis_Wesel
	Oberbergischer Kreis


